
 
Stadt Burglengenfeld 
Marktplatz 2 – 6 
93133 Burglengenfeld 
  
 

Niederschrift  

über die öffentliche 

18. Sitzung des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses 

der Stadt Burglengenfeld 

 
 

Sitzungstermin: Mittwoch, 25.05.2022 

Sitzungsort/-raum: Mensa im Schulzentrum im Naabtalpark, 93133 
Burglengenfeld 

Beginn: 17:02 Uhr 

Ende: 19:04 Uhr 

 
 
 
Zur heutigen Sitzung des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses wurden von Bür-
germeister Thomas Gesche sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen. Zu 
Beginn der Sitzung waren Bürgermeister Thomas Gesche als Vorsitzender und 8 der 
12 Mitglieder des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses anwesend. 
 
Die Stadträte Markus Bäuml, Hans Glatzl und Bernhard Krebs hatten sich im Vorfeld 
entschuldigt. Die Vertreter, Stadtrat Josef Gruber und Stadtrat Christian Magerl nah-
men an der Sitzung teil. Stadtrat Oliver Ehrenreich nahm nicht an der Sitzung teil. 
Die Stadträte Bernhard Krebs und Oliver Ehrenreich wurden nicht vertreten. 
 
Stadtrat August Steinbauer nahm ab 17:08 Uhr und Stadtrat Peter Wein ab 17:15 
Uhr an der Sitzung teil. 
 
Stadtrat Josef Gruber verließ die Sitzung um 18:02 Uhr. 
 
Der Ausschuss war beschlussfähig, da sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen 
waren und die Mehrheit anwesend und stimmberechtigt war. 
 
Zeitpunkt und Ort der öffentlichen Sitzung wurden unter Angabe der Tagesordnung 
ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Bürgermeister Thomas Gesche begrüßte um 17:02 Uhr die anwesenden Stadträte, 
die Verwaltung, Herrn Architekten Matthias Striessl von der AHK Planungsgesell-
schaft mbH für etwaige Fragen zum Tagesordnungspunkt 3.1 sowie Herrn Josef 
Schaller von der MZ.  
 
Nach der Begrüßung in der Mensa besichtigte der Ausschuss bis 17:40 Uhr die Bau-
stelle des Erweiterungsbaus der Hans-Scholl-Grundschule. Architekt Andreas  
Münzhuber von den Dömges Architekten aus Regensburg führte den Ausschuss 
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durch das Gebäude, erläuterte die Raumaufteilung, die Gestaltung der einzelnen 
Räume, zeigte Muster der geplanten Bodenbeläge und beantwortete die Fragen der 
Stadträte.  
 
Um 17:47 Uhr Uhr fand sich der Ausschuss wieder in der Mensa ein. Dort eröffnete 
Bürgermeister Thomas Gesche die öffentliche Sitzung und stieg in die Tagesordnung 
ein. 
 
Gegen die Tagesordnung wurden keine Einwendungen vorgebracht.  
 
Tagesordnungspunkt 3.2 wurde abgesetzt, da hier noch Unterlagen fehlten. Architekt 
Matthias Striessl wurde um 18:03 Uhr von Bürgermeister Thomas Gesche verab-
schiedet. 
 
Um 19:04 Uhr schloss Bürgermeister Thomas Gesche die öffentliche Sitzung. Die 
nicht öffentlich Sitzung begann um 19:06 Uhr und wurde um 19:37 Uhr geschlossen. 
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Teilnehmerverzeichnis 
 
 
Anwesend waren: 
 
Funktion  
Name, Vorname Bemerkung 

1. Bürgermeister:  

Gesche, Thomas  1. Bürgermeister verließ den Sitzungstisch von 18:10 Uhr - 18:12 
Uhr 

Ausschussmitglieder:  

Glötzl, Gregor  Stadtrat  

Hofmann, Thomas  Stadtrat  

Mulzer, Barbara  Stadträtin  

Schießl, Josef  Stadtrat  

Singerer, Peter  Stadtrat  

Steinbauer, August  Stadtrat nahm ab 17:08 Uhr an der Sitzung teil 

Wein, Norbert  Stadtrat  

Wein, Peter  Stadtrat nahm ab 17:15 Uhr an der Sitzung teil 

Stellvertreter  

Gruber, Josef, 2. Bürgermeister  Stadtrat Vertretung für Herrn Markus Bäuml 

verließ die Sitzung um 18:02 Uhr 

Magerl, Christian  Stadtrat Vertretung für Herrn Hans Glatzl 

Ortssprecher:  

Feuerer, Yvonne  Ortssprecherin entschuldigt 

Verwaltung:  

Haneder, Franz, Stadtbaumeister  Leiter Stadtbauamt verließ den Sitzungstisch von 19:25 Uhr - 19:27 
Uhr 

Schneeberger, Gerhard, VAR  Bauverwaltung  

Weiß, Wolfgang, Verw.-Fachwirt  Amt für öffentliche Sicher-
heit und Ordnung 

 

Schriftführerin:  

Karl, Susanne  Verwaltungsangestellte  

 
 
Nicht anwesend waren: 
 
Funktion  
Name, Vorname Bemerkung 

Ausschussmitglieder:  

Bäuml, Markus  Stadtrat entschuldigt 

Ehrenreich, Oliver  Stadtrat abwesend - kein Vertreter 

Glatzl, Hans  Stadtrat entschuldigt 

Krebs, Bernhard  Stadtrat entschuldigt 
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Tagesordnung 
 

A) Öffentliche Sitzung: 

  
1. Erweiterung der Hans-Scholl-Grundschule im Naabtalpark - Besichtigung der 

Baustelle 
  
2. Genehmigung des Protokolls über den öffentlichen Teil der Sitzung vom 

27.04.2022 
  
3. Neubau eines 6-gruppigen Kindergartens an der J.-B.-Mayer-Straße in 

Burglengenfeld 

 3.1 Baumeisterarbeiten - Genehmigung Nachtrag Nr. 3 

 3.2 Außenanlagen - Genehmigung Nachtrag Nr. 1 
  
4. Bauanträge und Bauvoranfragen 

 4.1 Neubau einer Balkonanlage an einem bestehenden Mehrfamilien-
haus, Pfälzer Straße 9, 93133 Burglengenfeld - Erteilung des ge-
meindlichen Einvernehmens 

  
5. Bauleitplanung - Flächennutzungsplan, Bebauungspläne 

 5.1 Aufstellung des Bebauungsplanes der Innenentwicklung (gem. § 13a 
BauGB) mit integriertem Grünordnungsplan "Zwischen Johann-
Michael-Fischer-Straße und Dr.-Maier-Straße", Erörterung und Ab-
wägung der eingegangenen Stellungnahmen der Träger öffentlicher Be-
lange und Bürgereinwendungen - Satzungsbeschluss 

 5.2 Einfacher Bebauungsplan „Am Galgenberg“ in Burglengenfeld - Erör-
terung und Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen der Träger 
öffentlicher Belange und Bürgereinwendungen – Satzungsbeschluss 

 5.3 Einbeziehungssatzung Lanzenried – Einbeziehung von Außenbe-
reichsflächen in den Zusammenhang bebauten Ortsteil gem. § 34 Abs. 4 
Nr. 3 BauGB im vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB – Sat-
zungsbeschluss 

  
6. Anfragen nach § 31 der Geschäftsordnung / Informationen des Bürgermeisters 
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Protokol l  
 
 

A) Öffentliche Sitzung: 

 

Gegenstand: Erweiterung der Hans-Scholl-Grundschule im Naabtalpark - Besich-
tigung der Baustelle 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 10 der 12  Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
 
Der Ausschuss besichtigte die Baustelle. Architekt Andreas Münzhuber vom Archi-
tekturbüro Dömges aus Regensburg beantwortete die Fragen der Ausschussmitglie-
der. 
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Beschluss 
 

Nr.:193 
 

Gegenstand: Genehmigung des Protokolls über den öffentlichen Teil der Sitzung 
vom 27.04.2022 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 10 der 12 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Das Protokoll der öffentlichen Sitzung des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses 
vom 27.04.2022 wurde den Ausschussmitgliedern vorab im Ratsinformationssystem 
zur Verfügung gestellt. 
 
 
 
Beschluss: 
 
Das Protokoll über den öffentlichen Teil der Sitzung des Bau-, Umwelt- und Ver-
kehrsausschusses vom 27.04.2022 wird genehmigt. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig. 
 
Ja 11       Nein 0  
 
  



7 

Beschluss 
 

Nr.:194 
 

Gegenstand: Neubau eines 6-gruppigen Kindergartens an der J.-B.-Mayer-Straße in 
Burglengenfeld - Baumeisterarbeiten - Genehmigung Nachtrag Nr. 3 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 10 der 12 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 

Die Firma Steininger aus Neunburg v. Wald war beim Bau des sechsgruppigen Kin-
dergartens an der J.-B.-Mayer-Straße mit den Baumeisterarbeiten beauftragt. 
 

Die Auftragssumme hierzu belief sich auf 989.711,46 € brutto. 
 

Es wurde bereits ein Nachtrag mit Beschluss des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses 
in Höhe von rund 60.000 € genehmigt, der damals die erhöhten Entsorgungskosten beim 
Bodenaushub enthielt. 
 

Im Rahmen der Schlussrechnung hat die Firma Steininger nun zu verschiedenen Positionen 
des Leistungsverzeichnisses Nachtragsangebote vorgelegt, die zu einem Nachtrag zusam-
mengefasst wurden. 
 

Die einzelnen Leistungspositionen wurden auf ihre Berechtigung hin überprüft, wofür vom 
beauftragten Büro Haneder & Kraus die entsprechenden Begründungen eingefordert wur-
den. Die Begründungen liegen der Beschlussvorlage bei. 
 

Die Erforderlichkeit begründet sich teilweise durch Leistungen, die im Leistungsverzeichnis 
nicht beschrieben waren, oder aufgrund von Ausführungsdetails umgeändert werden muss-
ten. 
 

Die Verwaltung hat alle Einzelpositionen dahingehend auch hinterfragt und gemäß vorgeleg-
ter, ergänzender Unterlagen überprüft. Die Leistungen sind bereits durchgeführt und sind im 
Nachgang zur Schlussrechnungsstellung noch zu genehmigen. 
 

Die Gesamtsumme des Nachtrags Nr. 3 beläuft sich auf 22.136,24 € brutto. 
 
 

Beschluss: 
 

Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss genehmigt das Nachtragsangebot Nr. 3 der Fir-
ma Steininger aus Neunburg v. Wald für die Baumeisterarbeiten beim sechsgruppigen Kin-
dergarten an der J.-B.-Mayer-Straße in Burglengenfeld in Höhe von 22.136,24 € brutto. 
 
 

Abstimmungsergebnis: 
 

Ja 9         Nein 2 
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Gegenstand: Neubau eines 6-gruppigen Kindergartens an der J.-B.-Mayer-Straße 
in Burglengenfeld - Außenanlagen - Genehmigung Nachtrag Nr. 1 

 
 
 
abgesetzt 
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Beschluss 
 

Nr.:195 
 

Gegenstand: Neubau einer Balkonanlage an einem bestehenden Mehrfamilien-
haus, Pfälzer Straße 9, 93133 Burglengenfeld - Erteilung des ge-
meindlichen Einvernehmens 

 
 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 9 der 12 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 
 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 

Ein Bauherr beantragt den Neubau einer Balkonanlage an einem bestehenden Mehr-
familienhaus auf dem Grundstück FlSt.Nr. 1384, Gem. Burglengenfeld, Pfälzer Str. 9, 93133 
Burglengenfeld. 
 

Der neue Eigentümer der Mehrfamilienwohnhäuser (frühere Stadtwohnungen) entlang der 
Pfälzer Straße möchte sukzessiv alle Wohnblöcke grundsanieren. Dabei wird eine allumfas-
sende energetische Sanierung im Innenbereich sowie die Anbringung einer Außendämmung 
an der Fassade durchgeführt. Die Badgrundrisse werden optimiert, um Mindestabstände und 
Bewegungsflächen gem. den Anforderungen der VDI (Verband der Immobilienverwalter) 
einhalten zu können. Außerdem muss der Brandschutz in den Gebäuden optimiert werden.  
 

Die Balkone werden als untergeordnete Bauteile ausgestaltet, so dass diese gem. Art. 6 
Abs. 6 Nr. 2 BayBO nicht abstandsrelevant werden. Wegen der Änderung der Außenfassade 
ist die Maßnahme dennoch baugenehmigungspflichtig und im Bau-, Umwelt- und Verkehrs-
ausschuss zu behandeln, da es sich zudem um Gebäudeklasse 4 handelt. 

 
 
Beschluss: 
 

Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschließt, das gemeindliche Einvernehmen 
zum Neubau einer Balkonanlage an einem bestehenden Mehrfamilienhaus auf dem Grund-
stück FlSt.Nr. 1384, Gem. Burglengenfeld, Pfälzer Str. 9, 93133 Burglengenfeld, zu erteilen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
Ja  10     Nein 0  
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Beschluss 
 

Nr.:196 
 

Gegenstand: Aufstellung des Bebauungsplanes der Innenentwicklung (gem. § 13a 
BauGB) mit integriertem Grünordnungsplan "Zwischen Johann-
Michael-Fischer-Straße und Dr.-Maier-Straße", Erörterung und Ab-
wägung der eingegangenen Stellungnahmen der Träger öffentlicher 
Belange und Bürgereinwendungen - Satzungsbeschluss 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 9 der 12 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 
 
 

Sachdarstellung, Begründung: 
 

Ein Bauträger möchte die bislang landwirtschaftlich genutzte Fläche, in zweiter Reihe an der 
Holzheimer Straße gelegen, zwischen der Johann-Michael-Fischer-Straße und Dr.-Maier-
Straße, als allgemeines Wohngebiet erschließen.  
 

Es sind sechs Doppelhäuser (12 DHH) mit max. zweigeschossiger Bebauung geplant. Der 
Geltungsbereich umfasst insgesamt 3.010 m² Nettobaulandfläche und ca. 4.340 m² Brutto-
baulandfläche. Die Erschließung erfolgt über die Holzheimer Straße mit einer Stichstraße, 
die an einem Wendehammer endet. Dort wird dann auch eine Grünanlage mit Spielplatz er-
richtet. 
 

Da die umliegenden Flächen bereits Wohnbebauung aufweisen, handelt es sich hierbei um 
eine klassische Nachverdichtung im Innenbereich. Das Bauleitverfahren wird daher gemäß § 
13 a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung durchgeführt. Der Gesetzgeber wollte 
mit dieser Art des beschleunigten Verfahrens die Siedlungsentwicklung stärker nach „innen“ 
auf die vorhandenen, nicht bebauten Quartiere lenken und damit die Inanspruchnahme von 
Außenbereichsflächen einschränken. Der Begriff „Innenentwicklung“ ist damit das zentrale 
Wesensmerkmal. Gemäß der sog. „Bodenschutzklauselregelung“ in § 1a Abs. 2 Satz 1 HS 2 
BauGB soll zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche 
Nutzungen, die Möglichkeit der Entwicklung insbes. durch Wiedernutzbarmachung von Flä-
chen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen der Innenentwicklung, genutzt werden.  
 

Nach Durchführung des förmlichen Beteiligungsverfahrens sind von den Trägern öffentlicher 
Belange ausschließlich Hinweise zu Konkretisierung der Festsetzungen und redaktioneller 
Änderungen eingegangen, die in der nun vorliegenden Planung berücksichtigt worden sind. 
Auf Veranlassung der Stadtwerke Burglengenfeld wurde eine Baugrunduntersuchung mit 
Sickerversuchen durchgeführt. Im Ergebnis ist eine Versickerung von Niederschlagswasser 
aufgrund der Untergrundbeschaffenheit sowie zum Schutz der umliegenden Bebauung nicht 
möglich. Das auf den öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen anfallende Niederschlagswas-
ser muss daher innerhalb der festgesetzten Verkehrsflächen mithilfe eines neu zu errichten-
den Stauraumkanals gesammelt werden, welches dann gedrosselt in den angrenzenden 
Mischwasserkanal in der Holzheimer Straße abgeleitet wird. Das auf den privaten Flächen 
anfallende Niederschlagswasser muss in Zisternen gesammelt werden, welches zur Grau-
wassernutzung verwendet wird. Über einen Notüberlauf wird das Wasser aus den Zisternen 
wiederum gedrosselt an den Stauraumkanal geleitet.  
 

Bei der Beteiligung der Öffentlichkeit haben sich Anlieger des geplanten Baugebiets aus der 
„Gottlieb-Fichte-Straße“, „Dr.-Maier-Straße“, „Birkenstraße“ sowie „Holzheimer Straße“ mit 
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mehreren Sammeleingaben zusammengeschlossen und ihre Einwendungen bei der Stadt-
verwaltung eingereicht. 
 

In einer Bürgerinformationsveranstaltung am 12. Mai 2022 im Rathaussaal wurde allen Ein-
wendungsführern der Anwohnerschaft erläutert, wie die Einwendungen in der Abwägung 
behandelt und bewertet werden. Es standen bei dieser Diskussion Herr 1. Bürgermeister 
Gesche, Herr Frank von der Fa. Donhauser als Bauträger, Herr Simeth vom Planungsbüro 
Altmann für die Erschließungsplanung, Frau Spieß vom Planungsbüro Altmann für die Bau-
leitplanung, Herr Ortner, als Vorstand der Stadtwerke, Herr Hollweck, als technischer Leiter 
der Stadtwerke, Herr Stadtbaumeister Haneder und Herr Schneeberger, Leiter Bauverwal-
tung, den Bürgern für Fragen und Erläuterungen zur Verfügung.  
 

Hauptsächlich lag die Befürchtung der Anwohnerschaft darin, dass die Kanalüberlastung bei 
Extremwetterereignissen durch das Neubaugebiet zunimmt, da die Anwohner in der „Dr.-
Maier-Straße“ und „Birkenstraße“ bereits aktuell stets mit vollgelaufenen Kellern zu kämpfen 
haben. Hierzu wurde jedoch ein Gutachten in Auftrag gegeben, welches nachweist, dass die 
Situation durch verschiedene Baumaßnahmen, wie Stauraumkanal und Zisternen mit Dros-
seleinrichtung, nicht verschlechtert wird.  
 

Hierzu ausführlich nachfolgend aufgeführte Einwendungen und anschließende Ab-
wägungsvorschläge: 
 

Einwendungsschreiben vom 20.01.2022 durch Architekturbüro Koller, J.-G.-Fichte-Str. 
6  
 

Ich möchte Ihnen und dem Stadtrat hiermit schriftlich meine, bzw. unsere Einwände gegen 
folgende Punkte des Bebauungsplans mitteilen: 
 

Pkt. 4.7 Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. m. Art 81 BayBO) 
 

Höhenlage baulicher Anlagen: 
Die Abstandsflächensatzung der Stadt Burglengenfeld vom 25.01.2021 sieht vor, dass vor 
bis zu zwei Außenwänden von nicht mehr als 16m Länge 0,5 H genügen, wenn die Gebäu-
delänge weniger als 16 m ist. Im o.g. Bebauungsplan ist vorgesehen, die Abstandsfläche bei 
den Parzellen P5 und P6 so zu reduzieren, dass auf drei Seiten die 1/2 H-Regelung ange-
wendet werden darf. 
 

Dies würde eine wesentlich dichtere Bebauung zur Folge haben, die für die östlich, bzw. 
nördlich angrenzenden Nachbarn zu erheblichen Belichtungsproblemen auf deren Gartensei-
ten führt. 
Dagegen möchten wir als betroffene Nachbarn Einspruch erheben. Als Anlage wurde ein 
Schreiben mit Unterschriften der betroffenen Nachbarn beigefügt, mit der Bitte, dieses auch 
an die Fraktionen weiterzuleiten. 
 

Abstandsflächen 
Da es sich bei dem neuen Baugebiet um ein Gebiet handelt, das umrandet wird von einer 
bestehenden Bebauung mit bestehenden Geländehöhen und Nachbargebäuden, ist die 
Ausmittlung mit einem idealisierten Geländeverlauf eine weitere Möglichkeit, die Abstands-
fläche zu verringern. Insbesondere die beiden Parzellen P 5 und P 6 haben dadurch einen 
erheblichen Vorteil, da erst ab der Geländeauffüllung (der idealisierten Geländehöhe) die 
Berechnung der Abstandsfläche erfolgt. Der idealisierte Geländeverlauf verbindet außerdem 
nicht einmal beide derzeitigen Höhen der Nord- und Südgrenze des Grundstücks, sondern 
erhöht diesen noch um den höher gelegten Straßenverlauf (siehe rote Markierung im beilie-
genden Plan) - (hier ist eine Skizze mit dem idealisierten Geländeverlauf beigefügt). 
Dies hat insbesondere erhebliche Auswirkungen auf die angrenzenden Grundstücke „Jo-
hann-Gottlieb-Fichte-Str. 4  und 4a“, da die Garagen und die Nebengebäude direkt an das 
Baugrundstück anschließen. 
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Aus unserer Sicht ist der idealisierte Geländeverlauf von der Geländehöhe der „Johann-
Michael-Fischer-Straße“ aus zu ermitteln, weil die Bestandsbebauung an der „Johann-
Gottlieb-Fichte-Straße“ sich nach dem natürlichen Geländeverlauf orientiert hat. 
Dieser natürliche Geländeverlauf mit der angrenzenden Bebauung ist als Maßstab und Aus-
gangsbasis für die Abstandsflächenberechnung zu sehen. Außerdem ist die derzeit ange-
nommene Höhe an der nördlichen Grenze des Baugebietes bereits eine aufgefüllte Fläche, 
die nicht den ursprünglichen Geländeverlauf abzeichnet, sondern eine künstliche Erhöhung 
(hier folgen zwei Zeichnungen zu Geländeschnitt und Geländeausmittlung). Die Zugrundele-
gung des idealisierten Geländeverlaufs ist deshalb nicht hinnehmbar, weil es die genannten 
Nachbarn extrem beeinträchtigt und diese benachteiligt werden. 
 

Abstände zu Nachbarbäumen 
Bei der Parzelle P6 ist ein größerer Abstand zum Grundstück „Dr.-Maier-Str. 15“ erforderlich, 
weil dort hohe Laubbäume stehen, die spätestens beim Bau zum Nachbarstreit führen. Ers-
tens verschatten die Bäume die gesamte Südseite des Gebäudes und das anfallende Laub 
wird ein ständiges Ärgernis für die neuen Hausbesitzer darstellen. Zweitens ist derzeit die 
Zufahrt zur Garage entlang dieser Nachbargrenze vorgesehen. Die vorgesehene Bebauung 
der Parzelle P6 wurde im Hinblick auf die bestehende großen Bestands-Laubbäume nicht 
berücksichtigt (hier ist ein Plan mit markierten Bäumen beigefügt). 
 

Aufschüttungen und Abgrabungen (Seite 13 der Satzung) 
Der Abstand der Angleichung des Geländes ist im Bereich der Parzellen P 5 und P 6 maß-
lich festzuhalten. Wenn das Gelände mit Böschungen sehr nah an das Nachbargelände auf-
gefüllt wird, sammelt sich dort das gesamte Niederschlagswasser und könnte zu Feuchtig-
keitsschäden an den angrenzenden Gebäuden führen. Wir empfehlen eine maßliche Festle-
gung des Abstands, der auf Geländehöhe des Nachbarn eingehalten werden sollte (ca. 2-
3m). (Hier ist eine Skizze vom Geländeschnitt beigefügt). 
 

Garagen zu den östlichen Nachbargrenzen 
Im Bebauungsplanentwurf ist die Lage der Garagen nicht festgelegt, nur die Einfahrten sind 
durch Pfeile gekennzeichnet. In einer früheren Version des Entwurfs wurden die Garagen 
der Parzellen P 5 und P 6 direkt an die östliche Grenze geplant. 
Wie bereits bei den Abständen zu Nachbarbäumen beschrieben, stehen auf dem Nachbar-
grundstück an der Südostecke große Laubbäume nahe an der Grenze. Die Wurzeln der 
Bäume würden durch die Zufahrt zu dem geplanten Garagenstandort stark in Mitleidenschaft 
gezogen werden, die Bäume schlimmstenfalls absterben. 
Deshalb bitte ich um Regelung der Lage der Garagen, insbesondere bei der Parzelle P 6 
(hier ist eine Skizze beigefügt). 
 

Zusammenfassung der Nachteile des Bebauungsplanentwurfs für die angrenzenden Nach-
barn: 
 

1. Abstand zur östlichen Bestandsbebauung 
Die geplante Bebauung der Parzellen P 5 und P 6 ist zu nah an der Ostgrenze des Bauge-
bietes möglich (siehe Abweichung von der Abstandsflächensatzung 4.7) (hier ist ein markier-
ter Ausschnitt der Parzellen aus dem Bebauungsplan beigefügt). 
 

2. Bestandshöhen zur Nachbarbebauung im Osten 
Der Anschluss an die östliche Bestandsbebauung wurde nicht berücksichtigt, es sind erheb-
liche Einschränkungen für die Bestandsnachbarn und komplizierte Anschlüsse der neuen 
Bebauung bezüglich des Geländes zu erwarten. 
Erfahrungsgemäß werden trotz des Verbots Stützmauern gebaut, um eine möglichst große 
ebene Grundstücksfläche zu erreichen. Der Nachbar müsste gerichtlich dagegen vorgehen, 
um sein Recht durchzusetzen. 
 
3. Bestandsbäume 
Die großen Bestands-Laubbäume im südöstlichen Bereich wurden nicht berücksichtigt. Sie 
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werden durch die extrem nahe Bebauung stark in Mitleidenschaft gezogen und müssten 
vermutlich gefällt werden, wenn der künftige Nachbar dagegen klagt. 
 

4. Abstand der Erschließungsstraße zu den Bestandsgrundstücken 
Es gibt an der Erschließungsstraße keinen Grünstreifen zu den südlich angrenzenden 
Grundstücken, obwohl bei zwei Grundstücken (Dr.-Maier-Str. 5 und 7) Nebengebäude direkt 
an der Grundstücksgrenze bzw. Straße angrenzen. Insbesondere für den Winterdienst dürfte 
das ein Problem werden, weil für den Schnee keine Reservefläche vorgesehen ist und die 
Nebengebäude würden durch die Salze stark beeinträchtigt werden. Durch einen 1 m breiten 
Grünstreifen wird das Problem entschärft. Nachdem die Straße in das Eigentum der Stadt 
übergeht, würden Beschwerden und Klagen an die Stadt gerichtet werden. 
 

5. Reduzierung der maximalen Wohneinheiten wegen Lärmbelästigung 
Aufgrund der Orientierung der Gärten der südlichen Nachbarn Richtung Norden sollte die 
Belästigung durch den Fahrverkehr möglichst geringgehalten werden. Eine Reduzierung auf 
10 Wohneinheiten würde die Lärmbelästigung erheblich verringern. 
 

Bedenken aus planerischer und städtebaulicher Sicht: 
Die Parzellenflächen betragen gesamt ca. 2880 m², das heißt, dass bei der vorgesehenen 
Doppelhausbebauung ca. 240 m² pro Parzelle vorgesehen sind. Hier müssen noch ca. 25 m² 
für Stellplätze oder 43m² für Stellplätze mit Garage oder 61 m² bei Bebauung mit einer Dop-
pelgarage berücksichtigt werden. Außerdem ist noch die Versickerungsfläche (Mulde) der 
Dachentwässerung zu berücksichtigen und noch die vorgeschriebene Bepflanzung vorzuse-
hen. Deshalb ist die Bebauung mit sechs Parzellen und 12 Wohneinheiten auf dieser Fläche 
aus meiner Sicht zu viel und die Grundstücke dafür zu klein. 
Die Bebauung mit fünf Parzellen (bzw. 10 Doppelhaushälften) und max. 10 Wohneinheiten 
wäre ein angemessenes und erträgliches Maß für die Größe des Grundstücks, würde die 
meisten Bedenken und Nachteile der vorbeschriebenen Punkte vermeiden und wäre aus 
städtebaulicher Sicht geordneter und nachvollziehbarer. 
Die Dachform der beiden Parzellen im WA 2 mit versetzten Pultdächern ist im gesamten 
Quartier noch nicht vorhanden und in diesem Gebiet nicht passend (hier folgt ein Ausschnitt 
aus dem Bebauungsplanentwurf und eine Skizze mit einem Vorschlag für die Änderung mit 
fünf Parzellen). 
Die Gegenüberstellung zeigt, dass sich die Bebauung des Änderungsvorschlags städtebau-
lich harmonisch in das Gebiet einfügt und zur Bestandsbebauung genügend Abstand ge-
währleistet. 
Der Wendehammer wird bis zum östlichen Ende ausgeführt, mit 1 m Abstand zu den Nach-
barn und der Kinderspielplatz kann problemlos an die Bestandshöhen angepasst werden. 
Aus den genannten Gründen bitten wir um Berücksichtigung unserer Einwände, damit nicht 
später Probleme und schlimmstenfalls Klagen das Bauvorhaben verzögern. 
Ich habe mich deshalb intensiver damit auseinandergesetzt und sogar eine Alternativplanung 
erstellt, weil viele Nachbarn an uns herangetreten sind und wir stellvertretend die Bedenken 
schriftlich zusammengefasst haben. 
 

Wir hoffen, dass die Entscheidung und Abwägungen der Stadt und des Stadtrates die Be-
denken und die Belange der Nachbarn berücksichtigen und nicht die wirtschaftlichen Be-
weggründe des Grundstücksentwicklers im Vordergrund stehen. Für ein persönliches Ge-
spräch stehe ich gerne zur Verfügung. 
 

Abwägungs- und Beschlussvorschlag der eingegangenen Bürgereinwendung, wie 
dieser in der Bürgerinformationsveranstaltung erläutert wurde: 
 
Der Punkt 4.7 Abstandsflächen wird dahingehend klargestellt, dass ausschließlich die Sat-
zung über abweichende Maße der Abstandsflächentiefe der Stadt Burglengenfeld anzuwen-
den ist. Aus Gründen der Konfliktvermeidung mit den direkt angrenzenden Grundstücksei-
gentümern wird auf abweichende Regelungen im Bebauungsplan verzichtet. 
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Durch die zukünftige Teilung der Grundstücke sind die Doppelhaushälften als einzelne Ge-
bäude zu betrachten. Die Gebäudeseiten weisen eine Länge von jeweils weniger als 16 m 
auf. Somit kann an max. zwei Seiten H/2 angewendet werden. Abweichende Regelungen 
sind somit nicht erforderlich.  
 

Darüber hinaus wird in Richtung Norden ein Mindestabstand von baulichen Anlagen (Bau-
grenze) von 3 m, in Richtung Osten in Mindestabstand von 4 m zur Grenze des Geltungsbe-
reiches festgesetzt. 
Damit wird vermieden, dass die neuen Gebäude zu dicht an die bestehende Bebauung im 
Umfeld heranrücken können. 
Negative Auswirkungen auf die Belichtung, Besonnung oder Belüftung der Bestandsgebäude 
im Umfeld sind nicht zu erwarten. 
 

Der Bezug zur Ermittlung der Abstandsflächen verbleibt auf dem neuen, idealisierten Gelän-
deverlauf, da dieser im gesamten Geltungsbereich als Idealgelände angenommen und für 
die Bemessung der zulässigen Wandhöhen und Geländeveränderungen herangezogen wird. 
Das natürliche Gelände innerhalb des Geltungsbereiches wird weitgehend verändert. Aus-
schließlich die Geländehöhen an den Außengrenzen des Geltungsbereiches bleiben erhal-
ten. Die maximal zulässige Wandhöhe bemisst sich ab dem idealisierten, neuen Gelän-
deverlauf bis zum Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut in der Mitte der dem Ge-
ländeverlauf folgenden Fassadenseite. 
Zur Erläuterung dieser textlichen Festsetzung wird auf den Höhenplan mit der sche-
matischen Darstellung des idealisierten, neuen Geländeverlaufes (ergibt sich aus der Höhen-
lage zwischen der zukünftigen Erschließungsstraße und dem ursprünglichen, natürlichen 
Geländeverlauf an der rückwärtigen Grundstücksgrenze) mit den jeweils festgesetzten Be-
zugspunkten der Wandhöhe verwiesen. 
Wie der Planzeichnung mit den nachrichtlich dargestellten, bestehenden Höhenschichtlinien 
und den festgesetzten, zukünftigen Straßenhöhen zu entnehmen ist, folgt die Erschließungs-
straße annähernd dem ursprünglichen, bestehenden Geländeverlauf. Im Bereich des WA 1 
liegt die Erschließungsstraße leicht über dem Urgelände, im Bereich des Wendehammers 
beim WA 2 liegt die Verkehrsfläche knapp unterhalb des Urgeländes. Ursache hierfür ist die 
Ausführung eines Wendehammers. 
Diese beiden Situationen (Verkehrsfläche ober-/unterhalb des Urgeländes) sind schematisch 
im Höhenplan dargestellt. 
Ziel der Erschließungsplanung ist es, dass sich die Höhenlage der Erschließungsstraße am 
bestehenden Urgelände orientiert, diesem naturnah folgt und so wenig wie nötig überragt. 
Daneben sind im Höhenplan die geplanten Gebäude des WA 1 (1. Abb.) und des WA 2 (2. 
Abb.), in Bezug zur Erschließungsstraße, dargestellt. Da die Baugrundstücke von einer Seite 
erschlossen sind, ist das neue, idealisierte Gelände zwischen der neuen Erschließungsstra-
ße und der bestehenden, rückwärtigen Grundstücksgrenze im WA 1 aufzufüllen, im WA 2 
abzugraben. Damit soll gewährleistet werden, dass die zukünftigen Gebäude in ihrer Höhen-
lage dem neuen, idealisierten Geländeverlauf folgen. 
Ziel und Zweck hierbei ist der Schutz des Ortsbildes, damit sich die zukünftige Bebauung in 
die bestehende Topografie, die angrenzenden Siedlungsflächen und Bebauungen im Um-
feld, einfügt. Durch den Bezug zum Urgelände an den rückwärtigen Grundstücksgrenzen in 
Verbindung mit dem Bezug zur Erschließungsstraße soll ein „Herausragen“ von Einzel-
gebäuden innerhalb der Planungsfläche vermieden werden. Daneben sollen Konflikte mit der 
umliegenden Siedlungsbebauung vermieden werden (Nachbarschutz). Die Festsetzung ei-
nes idealisierten, neuen Geländes zwischen einer neuen Erschließungsstraße und einer 
rückwärtigen Grundstücksgrenze, oder einer weiteren neuen Erschließungsstraße, wird be-
reits bei anderen Bebauungsplänen der Stadt Burglengenfeld (bspw. Hussitenweg I - IV) 
angewendet. Deren Umsetzung ermöglicht eine bauliche Entwicklung orientiert am natürli-
chen, bestehenden Geländeverlauf im Umfeld. 
Ein sinnvoller Anschluss der zukünftigen Bebauung an die vorhandene Bebauung im Umfeld 
kann dahingehend hergestellt werden, dass die Geländehöhen an den rückwärtigen Grund-
stücksgrenzen weiterhin eingehalten werden müssen. 
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Ein festgesetzter Höhenbezug des idealisierten, neuen Geländeverlaufes auf die „Johann-
Michael-Fischer-Straße“ im Norden ist ebenso wenig sinnvoll wie auf die südliche „Dr.-Maier-
Straße“, da die Bauflächen innerhalb des Geltungsbereiches nicht über diese Straßen er-
schlossen sind. Der Höhenbezug wird auf die neu geplante Erschließungsstraße innerhalb 
des Geltungsbereiches gelegt. 
 

Ob die aktuelle Geländehöhe an der nördlichen Grenze des Geltungsbereiches bereits eine 
aufgefüllte Fläche, die nicht den ursprünglichen Geländeverlauf abzeichnet, sondern eine 
künstliche Erhöhung darstellt, kann aktuell nicht nachgewiesen werden. Die bestehenden 
Geländehöhen wurden im Zuge einer Geländevermessung ermittelt und als Bezugspunkt der 
rückwärtigen Geländehöhe an der Grundstücksgrenze herangezogen. 
 

Die genannten Bäume im Südosten befinden sich auf Privatgrund und somit außerhalb des 
Geltungsbereiches. Maßnahmen sind weder erforderlich noch notwendig. 
 

Zur Beurteilung der Sickerfähigkeit des Baugrunds wurden während des Bauleitplan-
verfahrens Baugrunduntersuchungen mit Sickerversuchen in Absprache mit den Stadtwer-
ken Burglengenfeld durchgeführt. Im Ergebnis ist eine Versickerung von Niederschlagswas-
ser aufgrund der Untergrundbeschaffenheit sowie zum Schutz der umliegenden Bebauung 
nicht möglich. Das auf den öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen anfallende Nieder-
schlagswasser wird innerhalb der festgesetzten Verkehrsflächen mithilfe eines neu zu errich-
tenden Stauraumkanals gesammelt. Von hier erfolgt eine gedrosselte Ableitung in den an-
grenzenden Mischwasserkanal in der Holzheimer Straße. Das auf den privaten Flächen an-
fallende Niederschlagswasser wird zunächst in den jeweiligen Parzellen mithilfe von Zister-
nen gesammelt. Die Zisternen (3 m³ Nutzvolumen, 5 m³ Rückhaltevolumen) werden vom 
Bauträger im Zuge der Erschließung mit errichtet. Das hier gesammelte Wasser kann zur 
Grauwassernutzung verwendet werden. Der Notüberlauf aus den privaten Zisternen wird 
gedrosselt in den Stauraumkanal eingeleitet. Damit ist gewährleistet, dass auf den Bauflä-
chen anfallende Niederschlagswasser nicht in die umliegenden Grundstücke abgeleitet wer-
den darf und kann. Die Festsetzung von Mindestabständen von Abgrabungen und Aufschüt-
tungen zur Grenze des Geltungsbereiches sind somit nicht erforderlich. 
 

Das aus dem gewählten Drosselabfluss resultierende Volumen des Rückhalteraumes beträgt 
107 m³. Bei einer Stauraumkanallänge von 155 m ergibt sich ein Rückhaltevolumen von 78 
m³. Die private Regenrückhaltung in den Zisternen ergibt ein Rückhaltevolumen von 36 m³. 
Unter Berücksichtigung des Stauraumkanals sowie der Zisternen ergibt sich ein gesamtes 
Rückhaltevolumen von 114 m² und ist somit im sicheren Bereich, da gemäß Überflutungs-
nachweis nach DIN 1986-100 sich die höchste zurückhaltende Regenwassermenge von 
104,80 m³ ergibt. 
 

Als Ergebnis ist festzustellen, dass der anfallende Niederschlag bei einem 30-jährlichen Re-
genereignis überstaufrei und somit schadlos abgeführt werden kann. Für den Überlastungs-
fall wird eine Notverbindung zwischen Niederschlagswasser- und Schmutzwasserkanalisati-
on geschaffen. 
 

Der Bebauungsplan enthält bereits Festsetzung zur Errichtung von Garagen. Von weiteren 
Festsetzungen zur Lage von Garagen innerhalb der Baugrundstücke wird aus Gründen der 
fehlenden Erforderlichkeit abgesehen. 
 

Die Anlage eines Grünstreifens entlang der Erschließungsstraße zu den südlich an-
grenzenden Grundstücken ist weder erforderlich noch notwendig. Das Vorhandensein von 
Nebengebäuden an der Grundstücksgrenze der südlich angrenzenden Grundstücke steht 
der Planung und Umsetzung einer Erschließungsstraße grundsätzlich nicht entgegen. 
 

Um Konflikte und Schäden bei der Baugebietserschließung zu vermeiden, ist vor Beginn und 
nach Abnahme der Erschließungsanlage ein Beweissicherungsverfahren vorgesehen, bei 
dem der vorhandene Bestand im Umfeld des Bauvorhabens erhoben und geprüft wird. 
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Die Erschließungsstraße wird nach den Vorgaben der RASt ausgebaut. Der Winterdienst ist 
demnach möglich. 
 
Eine Beschränkung von Wohneinheiten, bezogen auf eine Fläche, ist rechtlich nicht zulässig. 
Das BauGB sieht unter § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB lediglich die Festsetzung der „höchstzulässi-
gen Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden“ vor. Eine Festsetzung von Wohnungen, bezo-
gen auf eine Fläche, wäre somit rechtswidrig. Der Bebauungsplan setzt bereits je Doppel-
haushälfte max. eine Wohnung fest. Ziel ist es, die zusätzlichen Verkehrsbewegungen, die 
mit dem Baugebiet verbunden sind, zu reduzieren. 
Die Anzahl der erforderlichen Stellplätze richtet sich nach den Vorschriften der Gara-
genstellplatzverordnung GaStellV und der Stellplatzsatzung der Stadt Burglengenfeld. 
Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch die festgesetzte Grund- und Geschoss-
flächenzahlen und die festgesetzten Baugrenzen eingeschränkt. 
Im Sinne der von der Landes- und Bundesregierung geforderten Nachverdichtung wird wei-
terhin an den geplanten sechs Doppelhäusern festgehalten. 
 
Im WA 2 sind ausschließlich Satteldächer (nicht Pultdächer) zulässig, damit sich die zukünf-
tige Bebauung des WA 2 in das städtebauliche Umfeld einfügt. Der Hinweis gilt damit als 
bereits beachtet. 
Im WA 1 sind Pultdächer zulässig, um die Umsetzung der sogenannten Splitlevel-Bauweise 
zu vereinfachen und notwendige Geländeeinschnitte aufgrund der bestehenden Hanglage zu 
reduzieren. Zum Schutz des Ortsbildes wurde explizit auf die Zulässigkeit von Flachdächern 
verzichtet. 
 
Im Vorfeld des Verfahrens wurde eine alternative Planung in Form des aufgeführten Bebau-
ungs- und Erschließungsvorschlages bereits diskutiert und geprüft. Um die Erschließungsflä-
chen zu reduzieren, entschied man sich jedoch in Abstimmung mit der Stadt, die Erschlie-
ßungsstraße zu verkürzen und den Wendehammer innerhalb des Geltungsbereiches anzu-
ordnen. Läge der Wendehammer an der Grundstücksgrenze, entstünden in Richtung Osten 
doppelt erschlossene Grundstücke im Umfeld, was ausdrücklich vermieden werden sollte. 
Die Anlage des Spielplatzes innerhalb des Baugebietes und nicht an einer Außengrenze soll 
zusätzliche Nutzungskonflikte mit den Bestandsnutzungen im Umfeld vermeiden. 
 
Einwendungsschreiben vom 25.01.2022 von Anliegern der Dr.-Maier-Straße, Birken-
straße und Holzheimer Str. 23: 
 
Als Nachbarn des geplanten Baugebiets möchten wir unsere Einwände und Bedenken zum 
Entwurf des Bebauungsplanes vom 22.09.2021 schriftlich mitteilen: 
 
1. Entwässerungsplanung 
Die Niederschlagswasserentsorgung kann laut den textlichen Hinweisen im Bebau-
ungsplanentwurf in das Kanalnetz eingeleitet werden, falls keine ausreichende Si-
ckerfähigkeit des Baugrunds gegeben ist. Die „Dr.-Maier-Straße“ liegt an der tiefsten Stelle 
des Quartiers. Bei Starkregen kommt es regelmäßig vor, dass die Kanalisation die Wasser-
mengen nicht mehr bewältigen kann, weil sich am Übergang von der „Dr.-Maier-Straße“ in 
die „Holzheimer Straße“ das Wasser staut und deshalb in die „Dr.-Maier-Straße“ zurückstaut. 
Da die meisten Häuser in der „Dr.-Maier-Straße“ unterkellert sind und damals noch keine 
Rückstauklappen eingebaut wurden, werden die Kellergeschosse bei Starkre-
genereignissenn unter Wasser gesetzt. Da die Einleitung des Wassers aus dem neuen Ge-
biet in der Reihenfolge vor dem Einleitpunkt der Entwässerung aus der „Dr.-Maier-Straße“ 
erfolgt, wird sich das Problem weiter verstärken. 
Nachdem die Starkregenereignisse immer mehr zunehmen, haben wir die Befürchtung, dass 
mit den Überflutungen der Kellergeschosse häufiger gerechnet werden muss. Deshalb stellt 
sich für uns die Frage, wer für die Schäden oder die Kosten für eine Nachrüstung von Siche-
rungsmaßnahmen aufkommt. 
Eine Verpflichtung zum Bau von Zisternen für die einzelnen Bauparzellen und den Bau eines 
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Regenrückhaltebeckens für die Erschließungsstraße, anstatt des textlichen Hinweises, wäre 
in diesem Fall angebracht. 
Es wird in vielen Gemeinden bei der Erschließung von Bauparzellen in bestehenden Quartie-
ren mit zu geringer Dimensionierung des Kanals praktiziert und als Bedingung für die Be-
bauung gefordert. 
Wir bitten den Stadtrat daher, den Bebauungsplanentwurf in dieser Form abzulehnen und 
unsere Einwände und Bedenken zur geplanten neuen Bebauung zu berücksichtigen. 
 
2. Anzahl der Wohneinheiten 
Derzeit sind im Bebauungsplan sechs Parzellen mit je sechs Doppelhäusern und je zwei 
Wohneinheiten pro Haus geplant, das wären insgesamt 12 Wohneinheiten. Die Bestandsbe-
bauung in der „Dr.-Maier-Straße“ wurde so vorgesehen, dass die Gebäude zur Straße hin 
orientiert sind und die Gartennutzung Richtung Norden und Westen stattfindet. Mit der neuen 
Bebauung leidet die Aufenthaltsqualität unserer Gärten erheblich, weil zu erwarten ist, dass 
jede Haushälfte mindestens zwei Autos besitzt und auch Liefer- und Besucherverkehr sowie 
die Müllentsorgung massive Störungen und Lärm- und Abgasbelästigung bedeuten. Deshalb 
möchten wir hiermit unseren Einwand schriftlich mitteilen und bitten die Verantwortlichen, 
eine Reduzierung der Wohneinheiten zu bewirken, damit das Verkehrsaufkommen und die 
Störung verringert werden kann. 
 
Zusätzlicher Einwand 
 
Hinweis für den Bauzustand: 
Die angrenzenden Gebäudeteile der Nachbarn südlich der neuen Zufahrtstraße können den 
entstehenden Erddruck des Schwerlastverkehrs nicht standhalten. Allein aus diesem Grund 
werden wir gemeinsam über unseren Rechtsbeistand dem Antrag der Neubau-Bebauung 
nicht zustimmen. 
 
Abwägungs- und Beschlussvorschlag der eingegangenen Bürgereinwendung, wie 
dieser in der Bürgerinformationsveranstaltung erläutert wurde: 
 
Zur Beurteilung der Sickerfähigkeit des Baugrunds wurden während des Bauleitplan-
verfahrens Baugrunduntersuchungen mit Sickerversuchen in Absprache mit den Stadtwer-
ken Burglengenfeld durchgeführt. Im Ergebnis ist eine Versickerung von Niederschlagswas-
ser aufgrund der Untergrundbeschaffenheit sowie zum Schutz der umliegenden Bebauung 
nicht möglich. Das auf den öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen anfallende Nieder-
schlagswasser wird innerhalb der festgesetzten Verkehrsflächen mithilfe eines neu zu errich-
tenden Stauraumkanals gesammelt. Von hier erfolgt eine gedrosselte Ableitung in den an-
grenzenden Mischwasserkanal in der „Holzheimer Straße“. Die maximal zulässige Drossel-
abflussmenge wird in Abstimmung mit den zuständigen Behörden geprüft und festgelegt. 
Dieser darf keine negative Auswirkung auf Bestandskanal haben und ist im Rahmen der Er-
schließungsplanung nachzuweisen. 
Ziel ist es, die vorhandene Kanalisation im Umfeld der Planungsfläche nicht negativ zu be-
einträchtigen. Das auf den privaten Flächen anfallende Niederschlagswasser wird zunächst 
in den jeweiligen Parzellen mithilfe von Zisternen gesammelt. Die Zisternen (3 m³ Nutzvo-
lumen, 5 m³ Rückhaltevolumen) werden vom Bauträger im Zuge der Erschließung mit errich-
tet. Das hier gesammelte Wasser kann zur Grauwassernutzung verwendet werden. Der Not-
überlauf aus den privaten Zisternen wird gedrosselt in den Stauraumkanal eingeleitet. 
 
Unter Berücksichtigung des Stauraumkanals sowie der Zisternen ergibt sich ein gesamtes 
Rückhaltevolumen von 114 m³ und ist somit im sicheren Bereich, da sich gemäß Überflu-
tungsnachweis nach DIN 1986-100 die höchste zurückhaltende Regenwassermenge von 
104,80 m³ ergibt. Als Ergebnis ist festzustellen, dass der anfallende Niederschlag bei einem 
30-jährlichen Regenereignis überstaufrei und somit schadlos abgeführt werden kann. Für 
den Überlastungsfall wird eine Notverbindung zwischen Niederschlagswasser- und 
Schmutzwasserkanalisation geschaffen. 
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Der Bebauungsplan setzt bereits je Doppelhaushälfte max. einer Wohnung fest. Ziel ist es, 
die zusätzlichen Verkehrsbewegungen, die mit dem Baugebiet verbunden sind, zu reduzie-
ren. 
 
Die Anzahl der erforderlichen Stellplätze richtet sich nach den Vorschriften der Gara-
genstellplatzverordnung GaStellV und der Stellplatzsatzung der Stadt Burglengenfeld. 
Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch die festgesetzte Grund- und Geschoss-
flächenzahlen und die festgesetzten Baugrenzen eingeschränkt. Im Sinne der von der Lan-
des- und Bundesregierung geforderten Nachverdichtung wird weiterhin an den geplanten 
sechs Doppelhäusern festgehalten. 
Negative Beeinträchtigungen durch eine erhebliche Zunahme von Lärm- und Ab-
gasemissionen durch Liefer- und Besucherverkehr sowie die Müllentsorgung sind aufgrund 
der Größe des Geltungsbereiches nicht zu erwarten. Aufgrund der bereits vorhandenen Ver-
kehrsmengen auf der „Holzheimer Straße“ sowie dem vergleichsweise geringen Zusatzver-
kehr durch das geplante Baugebiet sind keine negativen Auswirkungen auf den Verkehr oder 
die Nutzungen im Umfeld zu erwarten. 
 
Bei der Erschließungsplanung sind gemäß den Richtlinien und Vorgaben negative Auswir-
kungen auf die umliegenden Grundstücke zu vermeiden. Dies betrifft sowohl  die Ausführung 
des Straßenbaukörpers, als auch die Niederschlagswasserentsorgung. Bei der Erschlie-
ßungsplanung ist dies ausreichend zu berücksichtigen. Dies gewährleistet u.a. ein Abstand 
des Straßenbaukörpers zur südlichen Grundstücksgrenze sowie ein L-Stein zur statischen 
Sicherung der Straße. Es wird hierzu eine Beweissicherung vor und nach der Baumaßnah-
me im Erschließungsvertrag zwischen Bauträger und Stadt vertraglich zugesichert. 
 
Der Bauträger wird im Erschließungsvertrag verpflichtet, ein Beweissicherungsverfahren vor 
Beginn und nach Abnahme der Erschließungsanlage durch einen unabhängigen Gutachter 
durchführen zu lassen. 
 
Einwendungsschreiben vom 16.01.2022 durch Anlieger J.-G.-Fichte-Str. 2-6: 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir sind angrenzende Anwohner des geplanten neuen Baugebietes "Zwischen Johann-
Michael-Fischer Straße und Dr. Maier Straße" und möchten unsere Bedenken zum Entwurf 
des Bebauungsplanes vom 22.09.2021 ausfolgenden Gründen schriftlich mitteilen: 
 
Abweichung Punkt 4.7 Örtliche Bauvorschriften 
Der Bebauungsplanentwurf setzt sich über die erst kürzlich durch den Stadtrat erlassene 
Abstandsflächensatzung hinweg, im Teilgebiet WA2 (Parzellen 5 und 6) sollen die Abstands-
flächen auf drei Mal die halbe Wandhöhe pro Gebäude reduziert werden. Dies stellt durch 
die dichtere und nähere Bauweise eine Beeinträchtigung der Belichtung der angrenzenden 
Bestandsgebäude (Johann-Gottlieb-Fichte Straße Hausnummer 2, 4a, 4 und 6) dar. Eine 
mögliche Beispielbebauung haben wir in Anlage 1 dargestellt, um aufzuzeigen, welche 
Nachteile diese geplante Bebauung mit sich bringt. 
 
Die Interessen der Bestandsanwohner sollten vor möglichen Profitinteressen von Investo-
ren/Erschließungsträgern stehen, daher bitten wie sie als Vertreter der Stadt dem Bebau-
ungsplan in dieser Form nicht zuzustimmen, bzw. diesen abändern zu lassen. Es kann nicht 
sein, dass ohne Begründung zu unserem Nachteil von örtlichen Bauvorschriften abgewichen 
wird. 
 
Hiermit widerspreche ich dem Bebauungsplan "Zwischen Johann-Michael-Fischer Straße 
und Dr. Maier Straße" vom 22.09.2021 aus den vorher genannten Gründen. 
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Abwägungs- und Beschlussvorschlag der eingegangenen Bürgereinwendung, wie 
dieser in der Bürgerinformationsveranstaltung erläutert wurde: 
 
Der Punkt 4.7 „Abstandsflächen“ wird dahingehend klargestellt, dass ausschließlich die Sat-
zung über abweichende Maße der Abstandsflächentiefe der Stadt Burglengenfeld anzuwen-
den ist. Aus Gründen der Konfliktvermeidung mit den direkt angrenzenden Grundstücksei-
gentümern wird auf abweichende Regelungen im Bebauungsplan verzichtet. 
 
Durch die zukünftige Teilung der Grundstücke sind die Doppelhaushälften als einzelne Ge-
bäude zu betrachten. Die Gebäudeseiten weisen eine Länge von jeweils weniger als 16 m 
auf. Somit kann an max. zwei Seiten H/2 angewendet werden. Abweichende Regelungen 
sind somit nicht erforderlich. 
 
Darüber hinaus wird in Richtung Norden ein Mindestabstand von baulichen Anlagen (Bau-
grenze) von 3 m, in Richtung Osten in Mindestabstand von 4 m zur Grenze des Geltungsbe-
reiches festgesetzt. Damit wird vermieden, dass die neuen Gebäude zu dicht an die beste-
hende Bebauung im Umfeld heranrücken können. 
 
Negative Auswirkungen auf die Belichtung, Besonnung oder Belüftung der Bestandsgebäude 
im Umfeld sind aus objektiver Betrachtung nicht zu erwarten. 
 
 
Einwendungsschreiben vom 24.01.2022 durch den Anlieger Dr.-Maier-Str. 15 
 
Ich bin angrenzender Grundstücksbesitzer des geplanten neuen Baugebietes „Zwischen 
Johann-Michael-Fischer Straße und Dr. Maier Straße" und möchte meine Einwände und 
Bedenken zum Entwurf des Bebauungsplanes vom 22.09.2021 aus folgenden Gründen 
schriftlich mitteilen: 
 
Die Baugrenze der Parzelle P6 wurde auf der Südseite mit 3,00m Abstand von der südlichen 
Grenze geplant. Auf meinem Grundstück befindet sich alter Laubbaumbestand, der bereits 
während der Bauzeit vermutlich stark in Mitleidenschaft gezogen werden würde. Außerdem 
würde die Zufahrt zu der geplanten Garage direkt an der Grundstücksgrenze gebaut werden 
dürfen. Es ist zu erwarten, dass der neue Grundstückseigentümer sich durch die Beschat-
tung und das anfallende Laub belästigt fühlt und gegebenenfalls gerichtlich einfordert, dass 
die Bäume gefällt werden müssen. Dagegen erhebe ich Einspruch, weil in diesem dicht be-
grünten Bereich sehr viele Vögel und Insekten wohnen. 
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Ich bitte den Stadtrat daher, den Bebauungsplanentwurf in dieser Form abzulehnen und 
meine Einwände und Bedenken zur geplanten neuen Bebauung zu berücksichtigen. 
 
Abwägungs- und Beschlussvorschlag der eingegangenen Bürgereinwendung, wie 
dieser in der Bürgerinformationsveranstaltung erläutert wurde: 
 
Die genannten Bäume im Süden befinden sich auf Privatgrund und somit außerhalb des Gel-
tungsbereiches. Dass die Bäume während der Bauzeit in Mitleidenschaft gezogen werden 
könnten, ist reine Mutmaßung und daher rechtlich nicht bewertbar. Dass zukünftige Nach-
barn sich von der Beschattung und dem abfallenden Laub eventuell belästigt fühlen, ist 
ebenfalls eine subjektive Mutmaßung, die rechtlich nicht bewertet werden kann. Ein gerichtli-
ches Klagebegehren zur Baumfällung durch den künftigen Nachbarn, wegen Beeinträchti-
gung durch Beschattung und Laubfall, ist rechtlich nicht durchsetzbar. Maßnahmen sind da-
her weder erforderlich noch notwendig. Biotopflächen sind hier ebenfalls nicht amtlich kar-
tiert. 
 
Einwendungsschreiben vom 12.02.2022 durch Anlieger Holzheimer Str. 23 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
sehr geehrter Herr Schneeberger, 
 
zunächst herzlichen Dank für das freundliche, aufschlussreiche und sehr produktive Ge-
spräch vom 09.02.2022, von 10.15 bis 10.50 Uhr. 
 
Teilnehmer: 
Herr Schneeberger 
Herr Viehmann, BUL, Holzheimer Straße 23, Fl. Nr. 1797/6 
 
Herr Schneeberger bestätigt, dass es aus der Vergangenheit, keinen Bebauungsplan für die 
betroffenen Bereiche Dr.-Maier-Straße // Ecke Holzheimer Straße bzw. Fl. Nr. gibt. So ist z. 
B. die Fl. Nr. 1797/6 bereits 1945 bebaut worden. 
Wie mit Ihnen vereinbart, soll der o. g. Einwand noch mit entsprechenden Details präzisiert 
werden. 
Die nachfolgenden Hinweise beziehen sich immer auf Ihre Vorlage vom Ing. Büro Altmann, 
Entwurfsfassung vom 22.09.2021, Deckblatt, Seite 2 und 3 fehlt, Seite 4 bis 21. Ing. Büro 
Altmann unter „Begründung", vom 22.09.2021 mit den Seiten 1 bis 12. 
 
Oberste Richtlinien:  
In Betrachtung aller formellen Dokumentationen gibt es grundsätzlich zwei rechtliche 
Grundlagen, für Planung und Ausführung des Objektes - - „Regeln Stand der Technik" 
und die Belange der Nachbarn sowie der Anlieger „immer Anspruch dem Grunde 
nach". 
Deswegen mussten in unserem Einwand-Schreiben vom 25.01.2022 nicht alle nach-
folgenden Detailpunkte explizit erwähnt bzw. enthalten sein. 
 
Unsrer nachfolgenden Hinweise werden unterteilt - - Stellungnahmen - - in 
Situation der Grenzsicherung Zufahrtsstraße, südliche Nachbarn. 
In unserem Schreiben vom 25.01.2022, auf Seite 3, ist bereits handschriftlich auf diese 
Thematik hingewiesen. 
z. B. kleine Stützwand entlang der Grundstücksgrenzen, wie oben geschrieben und für die 
östliche Seite. 
Dies betrifft nicht nur das statische Grundkonzept, sondern auch u. U. Schallschutz-
maßnahmen bis hin zur verkehrsberuhigten Anwohnerstraße, bzw. als die Bezeichnung zur 
„Spielstraße", (zukunftsorientiert). 
Aus der damals logischen planerischen Zimmerverteilung liegt das Schlafzimmer, aller 
Nachbarn an der Nord- bzw. Nordostecke. 
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Schichtenwasser (Hang) zwischen Holzheimer Straße und der Grenze Ost, beginnend 
bei Hs.-Nr. 21a in Richtung geplante Bebauung nach Süd mit der Fl. Nr. 1797/6 bis Fl. 
Nr. 1797/8 nach Ost. 
Aus geologischer Sicht ist die Hanglage zwischen „Johann-Michael-Fischer Straße“ zur 
Grenze Ostseite und zwischen „Holzheimer Straße“ zur „Dr. Maier-Straße“ nach den folgen-
den Schichtlinien aufgebaut (Tertiärzeit): 
Wie Beschreibung Entwurfsfassung vorn 22.09.2021, Ing. Büro Altmann auf Seite 11; Diese 
Untersuchung wurde im Spätsommer / Herbst 2021 mittels Bagger mit LKW durchgeführt - - 
daher das Ergebnis. 
 
Im vorderen Bereich, neue Straßeneinmündung bis zum Ende Gebäude, Fl. Nr.1798/1 
sieht der Schichtenaufbau wesentlich anders aus: 
Im oberen Bereich Oberboden, schwach schluffige Sande, hellgrauer Ton und dann der 
Kalkstein schichtig gelagert (BKL. 6) mit leichten felsigen Einlagerungen (BKL. 7 ), dann 
ausgeprägter plastischer dunkelblauer Ton; - - der sandige Boden erscheint bei ca. Fl. Nr. 
1797/8 und bei FI.Nr. 1797/6 (nur in der Ecke Dr. Maier-Straße zur Holzheimer Straße ) und 
südlich der „Dr. Maier-Straße“ neben Fl. Nr. 1778/9 zur Ecke „Holzheimer Straße“. 
Im plattig gelagertem Kalkstein befindet sich das Schichtenwasser, mehrere Adern, in Rich-
tung von Nordwest nach Südwest, bzw von Nordost nach Südost; betroffene Anlieger Fl. Nr. 
1797/2 bis 1797/6, anschließend noch im Bereich ab Ecke „Birkenweg“. Schon durch die 
Bebauung der Fl. Nr. 1798/1 in den 1980er Jahren hat sich Schichtenwasser in der Rich-
tungslinie gravierend verändert (das Gebäude ist mit KG). 
In den vorgenannten Fl. Nr. mit Gebäuden sind überall Pumpenschächte mit Pumpen instal-
liert, sei es zum Gebäude im Außenbereich, im Keller, im Bereich von Garagen oder im Be-
reich von Kellerabgängen. 
Unsere Bedingung ist ein Bodengutachten, z. B. als leichte Rammsondierung, im nördlichen 
Anschluss der neuen Zufahrtsstraße, beginnend an der „Holzheimer Straße“ bis hin zu den 
geplanten Häusern 1 und 2. 
Diese Rammsondierung müsste ca. 20 bis 40 cm in die wasserundurchlässige Tonschicht 
gemacht werden, um sehr konkrete Ergebnisse zu erzielen., vor Allem ergeben sich hier die 
Höhen und Lage. Erst dann haben wir gemeinsam den Nachweis bzw. den Beweis der Lage 
der wasserführenden Schichten. 
 
 
Folge beim Aufbau vom Straßenkoffer neu: 
Hier besteht die große Gefahr, dass beim Schotter bzw. Frostschutzkies die Feinteile durch 
das ständige Schichtenwasser ausgespült werden. 
Lösung: nur mit Tiefenrigole längs der nördlichen Zufahrtsstraße möglich. 
Diese Forderung muss von der Stadtverwaltung mit seinen Planungsbüros in der neuen Vor-
lage des Bebauungsplanes mit Beschrieb enthalten sein. 
 
Die zuständige Behörde der Stadt muss für diesen Fall eine Ausnahme-Genehmigung 
erteilen, um das Schichtenwasser über die Tiefenrigole in den Kanal ableiten zu kön-
nen; hierbei spielt die Flächenverdichtung des Grundstückes die größere Rolle, wobei 
dieses Thema nicht zu Lasten der Anwohner gehen darf.  
 
Details zur Entwässerungsplanung in Zusammenhang mit den tatsächlichen und örtli-
chen Geschehnissen: 
Durch verschiedene Informationen wissen wir, dass der Abwasserkanal in der „Dr.-Maier-
Straße“ aus der Ecke „Discounter Lidl" kommt; wir kennen den Kanal vom ehemaligem 
„ASV"- Gelände durch das Grundstück Anwohner Kuhn in den Kanal „Dr.-Maier-Straße“ läuft 
mit ein paar Meter Kanaldrosselung; im Jahre 2010 wurde ein Rückhaltebecken am Ende 
vom „Bubacher Weg“ zur Umgehungsstraße gebaut. 
Die Leitungsführungen mit Dimension, Fassungsvermögen vom Becken und die weitere Ka-
nalleitung zur Kläranlage sind uns noch nicht bekannt, (liegt hier der Fehler)? 
Nachdem es bei jedem starkem Regenguss immer wieder zu Rückstauungen, speziell in der 
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„Dr.-Maier-Straße“, kommt, muss an irgendeiner Stelle in der Planung etwas mehr als falsch 
gelaufen sein. 
 
Hierzu muss eine Stellungnahme von Seiten der Stadt in Verbindung mit den Fachpla-
nern vorgelegt werden.  
 
Schlussbemerkung: 
Wir benötigen eine klare Vorlage mit Dokumentation, d. h. Beginn der Leitungsführung, Zwi-
schenanschlüsse aus zusätzlichen Baugebieten Altbestand und Neu, Berechnungen, Lage 
der Rückhaltebecken, bzw. z. B. Drosselung der Kanalquerschnitte, Dimension der DN der 
Kanalquerschnitte, in allen Abschnitten, aus der angesprochenen Entwässerungsplanung 
bisher. Wir werden den Status überprüfen. 
Alle Nachbarn, mittelbare bzw. unmittelbare, aber trotzdem betroffene Anlieger, sind keine 
weisungsresistente Bürger, die sich gegen, z. B. Auflagen der BayBO oder der Stadt Burg-
lengenfeld auflehnen oder widersetzen würden. 
Es ist vielmehr so, dass diese Thematik seit sehr langer Zeit zur Herzensangelegenheit ge-
worden ist, aber auch werden musste. 
Die Thematik vom Rückstau der Entwässerung holt uns jedes Jahr ein paarmal ein; die Aus-
sagen zum Einbau von Rückstauklappen ist zwar momentan in der Situation richtig, aber wo 
kann es grundsätzlich praktikabel umgesetzt werden; die Grundstücksbebauung ist z. T. zwi-
schen ca. 50 bis ca. 70 Jahren alt - -oder, es stellt sich die ständige Frage - - ist die vorlie-
gende geplante Entwässerungslösung das „A" und "0" in der Gesamtbetrachtung aller ange-
schlossenen Alt- und Neubaugebiete bis hin zur Kläranlage; die Situation mit dem Schich-
tenwasser ist unsere ständige Belastungsprobe. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag und in Vertretung der Nachbarn und den betroffenen Anliegern 
R. Viehmann, Burglengenfeld 12.02.2022 
Fl. Nr. 1797/6 mit Vollmacht von Adelheid Blümm-Viehmann 
 
 
Abwägungs- und Beschlussvorschlag der eingegangenen Bürgereinwendung, wie 
dieser in der Bürgerinformationsveranstaltung erläutert wurde: 
 
Während der durchgeführten Baugrunderkundungen wurde kein Grund- oder Schich-
tenwasser aufgeschlossen.  
 
Um dennoch die Situation bezüglich des Schichtenwassers zu untersuchen, erfolgte eine 
ergänzende Baugrunduntersuchung im Bereich der geplanten Zufahrtsstraße auf dem Flur-
stück Nr. 1798/1 der Gemarkung Burglengenfeld. 
 
Unter der bestehenden, geschotterten Zufahrtsstraße steht ein schwach schluffiger Sand an. 
Unterhalb wurde bis zur Endteufe ein bindiger Boden mit Stein und Sand-anteilen angetrof-
fen. Somit befinden sich unter der Schotterstraße durchlässige Schichten, die mit der Tiefe 
zunehmend undurchlässiger werden. 
 
„Es ist festzustellen, dass durch die Bebauung der Wiese ein Teil des Geländes überbaut 
wird. Die Bebauung führt dazu, dass weniger Niederschlagswasser in die Sandschicht ge-
langt und dort als Schichtenwasser weiter nach Süden läuft. Gemäß den Angaben des Auf-
traggebers soll das anfallende Niederschlagswasser der Gebäudedächer zuerst Zisternen für 
die Gartenbewässerung befüllen. Bei Überlaufen der Zisternen gelangt das Wasser in einen 
Stauraumkanal. Von dort fließt es gedrosselt in den Kanal der „Holzheimer Straße“. Die 
Straßenentwässerung wird laut Planung ebenfalls an diesen Stauraumkanal angeschlossen. 
Vorausgesetzt die Bauwerke werden entsprechend den Angaben gebaut und dimensioniert, 
wird mit Fertigstellung der Baumaßnahmen keine Verstärkung der Schich-
tenwasserproblematik erwartet. 
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Wasserführende Schichten wurden somit nicht angetroffen. Es ist ungewiss, in welcher Tiefe 
und an welcher Stelle diese auftreten. 
Um negative Auswirkungen auf die umliegenden Grundstücke zu vermeiden, entschied man 
sich dafür, das im Baugebiet anfallende Niederschlagswasser sowohl in Zisternen als auch 
in einem Stauraumkanal zu sammeln und gedrosselt abzuleiten. 
 
Zur Beurteilung der Sickerfähigkeit des Baugrunds wurden während des Bauleitplan-
verfahrens Baugrunduntersuchungen mit Sickerversuchen in Absprache mit den Stadtwer-
ken Burglengenfeld durchgeführt. 
Im Ergebnis ist eine Versickerung von Niederschlagswasser aufgrund der Unter-
grundbeschaffenheit sowie zum Schutz der umliegenden Bebauung nicht möglich. 
In der Folge ist das Kanalnetz für die Einleitung von Niederschlagswasser zu bemessen und 
herzustellen. Die Kosten für die Bemessung und die erforderlichen Maßnahmen (z.B. Dros-
selung) sind vom Erschließungsträger zu tragen. 
Das auf den öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen anfallende Niederschlagswasser wird 
innerhalb der festgesetzten Verkehrsflächen mithilfe eines neu zu errichtenden Stauraumka-
nals gesammelt. Von hier erfolgt eine gedrosselte Ableitung in den angrenzenden Misch-
wasserkanal in der „Holzheimer Straße“. 
Das auf den privaten Flächen anfallende Niederschlagswasser wird zunächst in den jeweili-
gen Parzellen mithilfe von Zisternen gesammelt. Die Zisternen (3 m³ Nutzvolumen, 5 m³ 
Rückhaltevolumen) werden vom Bauträger im Zuge der Erschließung mit errichtet. Das hier 
gesammelte Wasser kann zur Grauwassernutzung verwendet werden. Der Notüberlauf aus 
den privaten Zisternen wird gedrosselt in den Stauraumkanal eingeleitet. 
 
Bezüglich der Erschließungsstraße wird folgendes im Baugrundgutachten festgestellt: „Bei 
der Erstellung der Erschließungsstraße ist zu gewährleisten, dass die Frostschutzschicht 
nicht ausgespült werden kann: „Da die Straßenentwässerung (…) über den Mischwasserka-
nal in der „Holzheimer Straße“ erfolgt, sollte kein weiteres Wasser in die Sandschicht einge-
leitet werden. Zudem ist die Sandschicht im Zufahrtsbereich bis in eine Tiefe von 1,0 m bis 
1,7 m u. GOK anzutreffen. Ein Durchfließen und Auswaschen der Frostschutzschicht (…) ist 
unter der Voraussetzung, dass entsprechend dimensioniert und gebaut wird, daher nicht zu 
erwarten.“ Der frostsichere Oberbau der geplanten Fahrbahn mit Asphaltbefestigung nach 
RStO 2012 und der anschließende gepflasterte Mehrzweckstreifen wird mit einer Planums-
drainage versehen und  die Frostschutzschicht zur Gewährleistung der Filterstabilität gegen-
über dem Untergrund (anstehende Böden und Leitungsgräben) mit einem Vlies ausgebildet, 
so dass ein befürchtetes „Ausspülen“ ausgeschlossen wird. 
 
Das aus dem gewählten Drosselabfluss resultierende Volumen des Rückraumhalteraumes 
beträgt 107 m³. Bei einer Stauraumkanallänge von 155 m ergibt sich eine Rückhaltevolumen 
von 78 m³. Die private Regenrückhaltung in den Zisternen ergibt ein Rückhaltevolumen von 
36 m³. 
 
Unter Berücksichtigung des Stauraumkanals sowie der Zisternen ergibt sich ein gesamtes 
Rückhaltevorlumen von 114 m³ und ist somit im sicheren Bereich, da sich gemäß Überflu-
tungsnachweis nach DIN 1986-100 die höchste zurückhaltende Regenwassermenge von 
104,80 m³ ergibt.  
 
Als Ergebnis ist festzustellen, dass der anfallende Niederschlag bei einem 30-jährigen Re-
genereignis überstaufrei und somit schadlos abgeführt werden kann. Für den Überlastungs-
fall wird eine Notverbindung zwischen Niederschlagswasser- und Schmutzwasserkanalisati-
on geschaffen. 
 
Die Details der Erschließungsplanung sind mit den zuständigen Behörden abzustimmen und 
zu prüfen. Negative Auswirkung auf den Bestandskanal sowie die umliegenden Nutzungen 
sind ausdrücklich zu vermeiden. 
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Zum Thema Schallschutz: 
 
Negative Beeinträchtigungen durch eine erhebliche Zunahme von Lärm- und Ab-
gasemissionen durch Liefer- und Besucherverkehr sowie die Müllentsorgung sind aufgrund 
der Größe des Geltungsbereiches nicht zu erwarten. 
Aufgrund der bereits vorhandenen Verkehrsmengen auf der „Holzheimer Straße“ sowie dem 
vergleichsweise geringen Zusatzverkehr durch das geplante Baugebiet sind keine negativen 
Auswirkungen auf den Verkehr oder die Nutzungen im Umfeld zu erwarten. 
 
Im Umfeld der Planungsflächen sind bereits über- und untergeordnete Verkehrsachsen vor-
handen. Hierzu zählt insbesondere die „Holzheimer Straße“ im Westen, welche als Kreisstra-
ße (SAD6) eingestuft und mit einer maximalen Fahr-Geschwindigkeit von 50 km/h be-
schränkt ist. 
Nach Information des Bayerischen Straßeninformationssystems (BAYSIS) wurden bei der 
Verkehrszählung 2015 auf der Kreisstraße DTV-Werte von 980 Kfz, 955 LV und 25 SV auf-
genommen. Diese sind jedoch aufgrund der vergleichsweise geringen Verkehrsmengen so-
wie der Beschränkung auf 50 km/h als geringfügig einzustufen. 
Aus diesen Gründen sind entlang der „Holzheimer Straße“ auch keine Schallschutzwände 
o.ä. am Siedlungsbestand vorhanden. Daneben befinden sich im Umfeld der Planungsfläche 
weitere Ortsstraßen (Johann-Michael-Fischer-Straße, Johann-Gottlieb-Fichte-Straße, Dr.-
Maier-Straße), die als Anwohnerstraßen einzustufen und auf 30 km/h beschränkt sind. Auch 
hier sind bereits Fahrbewegungen und Verkehrsemissionen durch die bestehenden Wohn-
nutzungen vorhanden. 
 
Somit sind sowohl die Planungsflächen, als auch die bestehenden Wohnnutzungen im Um-
feld bereits immissionsschutzfachlich vorbelastet. Durch die geplanten sechs Doppelhäuser 
auf den Planungsflächen wird auf der „Holzheimer Straße“ zusätzlicher Verkehr entstehen. 
Da je Doppelhaushälfte maximal eine Wohnung zulässig ist, sind insgesamt 12 Wohnungen 
zu erwarten. Nimmt man zwei PKW´s pro Wohnung an, ist mit 24 PKW´s zu rechnen, die 
sich auf der neuen Erschließungsstraße in/aus Richtung „Holzheimer Straße“ bewegen. Auf-
grund der bereits vorhandenen Verkehrsmengen auf der „Holzheimer Straße“ sowie dem 
vergleichsweise geringen Zusatzverkehr durch das geplante Baugebiet sind keine negativen 
Auswirkungen auf den Verkehr oder die Emissionen der „Holzheimer Straße“ zu erwarten. 
Der zusätzliche Verkehr wird sich mit den bestehenden Verkehrsmengen auf der „Holzhei-
mer Straße“ „vermischen“. 
 

Eine Zunahme des Verkehrs auf der „Johann-Michael-Fischer-Straße“, „Johann-Gottlieb-
Fichte-Straße“ oder „Dr.-Maier-Straße“ ist dagegen nicht zu erwarten, da die Erschließungs-
straße direkt auf die „Holzheimer Straße“ führt, die in Richtung Norden in den Ortskern und 
in Richtung Süden zur Ortsumgehung leitet. 
 

Nach Aussage von Herrn Viehmann befinden sich die Schlafzimmer der südlich an-
grenzenden Bebauung an der jeweiligen Nordseite der Gebäude. Dies ist damit zu begrün-
den, dass die Nordseite von Gebäuden grundsätzlich die für die Orientierung von Schlaf- und 
Ruheräumen geeignetste Fassadenseite ist. Bislang grenzte an der Nordseite dieser Ge-
bäude eine unbebaute, landwirtschaftlich als Grünland/ Wiese genutzte Fläche an. Mit der 
Bauleitplanung wird anstelle dessen eine Erschließungsstraße mit Wohngebäuden entste-
hen. 
 

Somit ändert sich sowohl die schalltechnische Situation als auch der bisherige Ausblick für 
die südlich angrenzende Bestandbebauung. Aufgrund der vergleichsweise geringen Ver-
kehrsmengen auf der neuen Erschließungsstraße sowie der bereits vorhandenen, immissi-
onsschutzfachlichen Vorbelastung sind keine negativen Auswirkungen auf die Bestandsnut-
zungen im Umfeld zu erwarten. Auch eine erhebliche Zunahme von Lärm- und Abgasemissi-
onen durch Liefer- und Besucherverkehr sowie die Müllentsorgung sind aufgrund der Größe 
des Geltungsbereiches nicht zu erwarten. 



26 

 

Die Notwendigkeit von schalltechnischen Maßnahmen ergibt sich somit nicht. 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass das Sachgebiet Immissionsschutz beim Landratsamt 
Schwandorf keine Stellungnahme zur Bauleitplanung abgegeben hat. Somit ist mit dem Ein-
vernehmen mit der Planung auszugehen. 
 

Auf Nachfrage der Bauverwaltung bei der Immissionsschutzbehörde, warum keine Stellung-
nahme abgegeben wurde, kam die Antwort, dass sich bei einer Bebauung eines Allgemeinen 
Wohngebiets mit einer Sackstraße inmitten eines Allgemeinen Wohngebiets eine Stellung-
nahme erübrigt, da keine schalltechnische Beurteilung hierfür erforderlich ist. Im Übrigen 
wurden die Aussagen des Planungsbüros Altmann bezüglich des vorliegenden Abwägungs-
vorschlages bestätigt. 
 
 

Beschluss: 
 

Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschließt,  
 

I. 
Die eingegangenen Anregungen, Bedenken und Einwendungen der Träger öffentlicher Be-
lange sowie der Bürger zum Bebauungsplan der Innenentwicklung (gem. § 13a BauGB) mit 
integriertem Grünordnungsplan „Zwischen Johann-Michael-Fischer-Straße und Dr.-Maier-
Straße (WA)“ werden auf Grundlage der nach Abwägung von der Verwaltung verfassten 
Stellungnahmen zum Beschluss erhoben. 
 

Die Abwägungen und die dazu gehörigen Beschlussvorschläge zu den Stellungnahmen der 
Träger öffentlicher Belange und der Bürger sind Bestandteil dieses Beschlusses. 
 

II. 
Der Bebauungsplan der Innenentwicklung (gem. § 13a BauGB) mit integriertem Grünord-
nungsplan „Zwischen Johann-Michael-Fischer-Straße und Dr.-Maier-Straße (WA)“ wird auf 
Grundlage der Satzungsfassung vom 27.04.2022 des Ingenieurbüros Altmann aus Cham zur 
Satzung erhoben. 
 
Gemäß § 13a Abs. 2 BauGB ist der Flächennutzungsplan im Wege der Berichtigung anzu-
passen. 
 

 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
Ja  10    Nein 0 
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Beschluss 
 

Nr.:197 
 

Gegenstand: Einfacher Bebauungsplan „Am Galgenberg“ in Burglengenfeld - Er-
örterung und Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen der 
Träger öffentlicher Belange und Bürgereinwendungen – Satzungs-
beschluss 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 9 der 12 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Im Wohngebiet „Am Galgenberg“ hat sich eine typische Bungalowsiedlung in E-
Bauweise entwickelt, ohne dass es in einem Bebauungsplan vorgeschrieben war. Das 
Gebiet zwischen „Parkstraße“, „Landgerichtsstraße“ und „Am Galgenberg“ ist somit bau-
planungsrechtlich als unbeplanter Innenbereich (§ 34 BauGB) zu qualifizieren. 
 
Der planerische Wille ist, dass die vorhandene Bungalowsiedlung in E-Bauweise mit ei-
nem einfachen Bebauungsplan überplant wird, so dass künftig auch eine E+D-Bauweise 
und damit zwei Vollgeschosse, zugelassen werden können, ohne die bestehende Ge-
samterscheinung als homogenes Siedlungsquartier zu stören. 
 
Nach dem Aufstellungsbeschluss wurden die Öffentlichkeit und die Fachbehörden beim 
Landratsamt Schwandorf als Träger öffentlicher Belange zur Abgabe von Stel-
lungnahmen gebeten. Die drei Eigentümer der großflächigen Grundstücke im Quartier B 
wurden persönlich angeschrieben und angehört. Hierzu kamen keine Rückmeldungen in 
Form von Einwendungen oder Stellungnahmen zurück. 
 
Das Landratsamt Schwandorf teilte uns mit, dass gegen die Aufstellung des einfachen 
Bebauungsplanes keine Bedenken erhoben werden und aus fachtechnischer Sicht keine 
Auflagen erforderlich sind. Es wurde lediglich hingewiesen, dass in der Satzung die Art 
der baulichen Nutzung als Allgemeines Wohngebiet (WA) anzugeben ist. In § 7 der Sat-
zung soll zur Regelungsklarheit eine andere Formulierung gewählt werden: Auf den Par-
zellen 1 - 3 im Quartier B sind Ein- und Zweifamilienhäuser sowie Mehrfamilienhäuser 
bis maximal sechs Wohneinheiten je Wohngebäude zulässig, soweit dies gemäß den 
Vorschriften der BayBO und nach der höchst zulässigen GRZ/GFZ auf den einzelnen 
Bauparzellen umsetzbar ist. 
 
Die Hinweise des Landratsamtes Schwandorf wurden in die Satzung mit eingearbeitet, 
so dass der einfache Bebauungsplan zum Satzungsbeschluss vorgelegt werden kann. 
 
Auf Wunsch des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses wurde auch bei Neubau oder 
Aufstockung des Bestandshauses die PV-Pflicht auf Dächern mit aufgenommen. 
 
In einer Bürgereinwendung wurde moniert, dass die Planvorgaben bzgl. der Wandhöhe 
und der Dachneigung bei länglichen Gebäudegrundrissen sehr schwer umsetzbar seien. 
Daraufhin wurde nun die maximale Wandhöhe auf 4,75 m ab Fertigfußbodenkante im 
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EG festgesetzt. In Kombination mit einem maximalen Kniestock von 1,50 m und einer 
Begrenzung der Dachneigung auf maximal 30 Grad, ermöglicht dies einen Dachge-
schoßausbau auch bei länglichen Gebäuden. 
 
 
 
Beschluss: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschließt, dass der einfache Bebau-
ungsplan „Am Galgenberg“ in Burglengenfeld nach Abwägung der eingegangenen Stel-
lungnahmen der Träger öffentlicher Belange zur Satzung erhoben wird. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
 
Ja 10    Nein 0  
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Beschluss 
 

Nr.:198 
 

Gegenstand: Einbeziehungssatzung Lanzenried – Einbeziehung von Außenbe-
reichsflächen in den Zusammenhang bebauten Ortsteil gem. § 34 
Abs. 4 Nr. 3 BauGB im vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB – 
Satzungsbeschluss 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 9 der 12 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
In der Umlandgemeinde Lanzenried sollen mit der Einbeziehungssatzung „Lanzen-
ried“ gem. § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB, Außenbereichsflächen (TF aus FlSt.Nr. 9, Gem. 
Lanzenried), gemäß beigefügtem Lageplan, im vereinfachten Verfahren nach § 13 
BauGB in den Zusammenhang bebauten Ortsteil einbezogen werden. 
 
Dadurch sollen auch in den Umlandgemeinden vereinzelt und in sehr geringem Um-
fang neue Bebauungsmöglichkeiten geschaffen werden. Die Einbeziehungssatzung 
umfasst Teilbereiche des Flurstücks FlSt.Nr. 9, Gemarkung Lanzenried.  
 
Eine Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung wird erarbeitet und mit den erforderlichen 
Maßnahmen berücksichtigt. Mit der Aufstellung der Einbeziehungssatzung werden 
keine Vorhaben mit Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung begründet und es lie-
gen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von Flora-Fauna-Habitat- oder 
Vogelschutzgebieten vor. 
 
Der Geltungsbereich umfasst ca. 3.028 m². Der genaue Umgriff ist dem beigefügten 
Lageplan zu entnehmen.  
 
Bei der förmlichen Beteiligung wurden von den Trägern öffentlicher Belange keine 
kritischen Stellungnahmen eingereicht. Lediglich redaktionelle Änderungen wurden 
auf Hinweis der Fachbehörden vorgenommen. 
 
Ein direkter Nachbar der beiden Planflächen brachte die schlechte Versickerungsfä-
higkeit des dort vorhandenen Unterbodens zur Sprache. Bezüglich der Beseitigung 
des Niederschlagswasser aus den privaten Flächen Parzelle 1 und 2 wurden darauf-
hin Bodenuntersuchungen durchgeführt. Der Boden weist tatsächlich eine schlechte 
Versickerungsrate auf; der Wert liegt jedoch noch gerade im versickerungsfähigen 
Bereich.  
 
Aus diesem Grund muss nun laut einer Festsetzung, bzw. im Hinweisteil, je Parzelle 
eine Zisterne mit 10 m³ Rückhaltevolumen geschaffen werden. Um das Volumen ge-
währleisten zu können, ist die Zisterne regelmäßig zu entleeren. Dabei ist das anfal-
lende Niederschlagswasser aus der Zisterne gedrosselt über eine Mulde im südli-
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chen Bereich über die belebte Oberbodenzone zu versickern. Durch die Nutzung des 
Niederschlagswasser als Brauchwasser (z.B. Klospülung) kann die Entsorgungs-
menge zusätzlich minimiert werden. 
 
Der Lageplan und der Satzungsentwurf mit Begründung sind Bestandteile des 
nachfolgenden Beschlusses. 
 
 
Beschluss: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschließt, nach Abwägung aller einge-
gangenen Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit, die 
Einbeziehungssatzung „Lanzenried“ zur Einbeziehung von Außenbereichsflächen 
(TF aus FlSt.Nr. 9, Gem. Lanzenried) in den Zusammenhang bebauten Ortsteil, gem. 
§ 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB, zur Satzung zu erheben. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
Ja  10    Nein  0 
 
 



33 

  
 
 



34 

  



35 

 

 
 



36 

 

  
 



37 

 

  
 



38 

 
 

  
 
 



39 

 
 

  
 
 



40 

 
 

 
 
 
 



41 

 
 
 

 
 



42 

 
 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



43 

 
 

 
 
 



44 

 
 
 

 
 



45 

 
 
 

  



46 

 
 
 



47 

  
 
 
 
 

  
 
 
 
 
 



48 

 
 
 
 
 

Gegenstand: Anfragen nach § 31 der Geschäftsordnung / Informationen des Bür-
germeisters 

 
 
Anfragen nach §31 der Geschäftsordnung: 
 
Stadtrat Josef Schießl erkundigte sich, wann im Baugebiet Dietldorf zu bauen be-
gonnen werden könne. 
Bürgermeister Thomas Gesche erwiderte, dass dies aktuell noch nicht beantwortet 
werden könne. In den nächsten zwei bis drei Wochen sei eine Stadtbau Sitzung, in 
der die weiteren restlichen Details geklärt würden. Im Juni könne man hierzu sehr 
wahrscheinlich eine Aussage treffen, wie der weitere Zeitplan aussehe. 
Stadtrat Josef Schießl merkte an, dass die Bürger gerne diesen Sommer noch an-
fangen würden, da das „Geld“ teurer werde. 
Stadtbaumeister Franz Haneder ergänzte, dass die überarbeitete Erschließungspla-
nung tags zuvor im Rathaus angekommen sei und nach seiner Durchsicht kommen-
de Woche weitergegeben werde. 
 
Stadtrat Gregor Glötzl bat darum, dass die Absperrung an der Holzheimer Straße, 
sollte demnächst wieder eine Absperrung aufgrund weiterer Arbeiten nötig sein, nicht 
vorne an der Ecke bei der Jet-Tankstelle aufgestellt werde, da hier ein riesen Chaos 
vorprogrammiert sei. Die Absperrung solle dann weiter unten aufgestellt werden. 
Heute sei sie aber abgebaut worden, somit habe es sich eh erledigt. 
Ordnungsamtsleiter Wolfang Weiß erläuterte, dass es sich hier um eine Baumaß-
nahme der Stadtbau GmbH handle und der Kanal an der Holzheimer Straße über-
quert worden sei. Da es sich um eine Kreisstraße handle, sei die Stadt hier nicht ver-
antwortlich. 
 
 
 
 
 
Informationen des Bürgermeisters: 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
Thomas Gesche Susanne Karl 
1. Bürgermeister Schriftführer/in 
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